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// Im Blickpunkth

Einen Erfahrungsbericht �ber einen Tarifausstieg im Fertigbaugewerbe stellt Reiserer in ihrem Beitrag vor und zeigt damit

auf, dass tariffreie Arbeitsverh�ltnisse auch in dieser Branche m�glich sind. Mit der aktuellen Rechtsprechung des BAG

vom 31.1.2008 (8 AZR 1116/06) zur Unterrichtung �ber die wirtschaftlichen Folgen eines Betriebs�bergangs befassen

sich Bittmann/Rosemann. In ihrem ausf�hrlichen Kommentar legen sie dar, dass die Reichweite der Unterrichtungspflicht

weiterhin unklar bleibt.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. JanTibor Lelley,

RA, FAArbR, Partner bei Buse

Heberer Fromm, Essen

Gilt im K�ndigungsschutzprozess
der Amtsermittlungsgrundsatz?

Ein K�ndigungsschutzprozess vor dem Ar-

beitsgericht wird nach § 2 Abs. 1 Nr. 3.b)

ArbGG als Urteilsverfahren gef�hrt. Nach § 46

Abs. 2 ArbGG sind die allgemeinen Vorschrif-

ten der ZPO im Urteilsverfahren entsprechend

anzuwenden, wenn sich nicht aus dem Gesetz

etwas anderes ergibt. Weiter ist allgemein an-

erkannt, dass im Urteilsverfahren der Beibrin-

gungsgrundsatz gilt, also die Herrschaft der

Parteien des Verfahrens �ber den Prozessstoff.

Die Parteien entscheiden, welche Tatsachen

sie dem Gericht zur Entscheidung vorlegen. In

einem gewissen Spannungsverh�ltnis dazu

steht § 54 ArbGG. Nach dieser Vorschrift ist in

der G�teverhandlung „das gesamte Streitver-

h�ltnis“ zu er�rtern. Hieraus darf man aber

nicht schließen, dass im K�ndigungsschutz-

prozess eine allgemeine Aufkl�rungspflicht

des Richters gelte. Es ist nicht Aufgabe des

Richters, eine Klage „schl�ssig zu fragen“. Das

schl�ssige Klagevorbringen ist Aufgabe der

klagenden Partei.

Bei einigen Arbeitsgerichten scheint man es

aber mit dem prozessualen Beibringungs-

grundsatz nicht mehr so genau nehmen zu

wollen. So sieht man immer h�ufiger F�lle, in

denen beklagten Unternehmenmit der Klage-

schrift auch eine „Anlage zur Ladung“ zuge-

stellt wird. In diesem Formular (!) wird die Be-

klagte standardm�ßig aufgefordert, mitzutei-

len, „wann, in welcher Form undmit welchem

Inhalt der Betriebsrat �ber die beabsichtigte

K�ndigung unterrichtet worden ist und wel-

che Stellungnahme der Betriebsrat wann und

in welcher Form abgegeben hat (diesbez�g-

liche Schriftst�cke werden in Kopie erbeten)“.

Dies erfolgt, obwohl die klagende Partei zu ei-

ner eventuellen Betriebsratsanh�rung �ber-

haupt noch nichts vorgetragen hat.

Solche Formulare d�rften als Verstoß gegen

den Beibringungsgrundsatz unzul�ssig sein.

Denn im Urteilsverfahren vor dem ArbG gilt

der Amtsermittlungsgrundsatz nicht.

Entscheidungen
BAG: Tarifgebundenheit – Wechsel in eine

OT-Mitgliedschaft

DasBAGentschied in seinemUrteil vom4.6.2008–

4 AZR 419/07 – wie folgt: Ein Arbeitgeberverband

kann in seiner Satzung eine Form der Mitglied-

schaft vorsehen, die nicht zur Tarifgebundenheit

nach § 3Abs. 1 TVG f�hrt (sog.OT-Mitgliedschaft).

EinerauchorganisationsrechtlichenTrennungdie-

serMitglieder vom „eigentlichen“Arbeitgeberver-

band bedarf es nicht. Esmuss allerdings beim sog.

Stufenmodell durch die Satzung sichergestellt

sein, dass eine direkte Einflussnahme von OT-Mit-

gliedern auf tarifpolitische Entscheidungen unter-

bleibt. In einemdiesen Vorgaben entsprechenden

Verband richtet sich derWechsel aus derMitglied-

schaft mit Tarifgebundenheit in eine OT-Mitglied-

schaft nachdemSatzungsrechtdesVerbandes. Da

der Arbeitgeberverband als Tr�ger der Koalitions-

freiheit f�r die Funktionsf�higkeit der Tarifautono-

miemitverantwortlich ist, sind imVorfeld eines Ta-

rifabschlusses einem kurzfristigen Wechsel in die

OT-Mitgliedschaft tarifrechtlich wirksam werden-

deGrenzengezogen.
(PM BAG vom 4.6.2008)

BAG: K�ndigung eines Busfahrers wegen

des Entzugs einer „betrieblichen

Fahrerlaubnis“

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 5.6.2008

– 2 AZR 984/06 – wie folgt: Wird die in einem �f-

fentlichen Personennahverkehrsunternehmen

vom Arbeitgeber zus�tzlich zum F�hrerschein er-

teilte „betriebliche Fahrerlaubnis“ dem Arbeit-

nehmer durch den Betriebsleiter entzogen, recht-

fertigt dies f�r sich weder eine außerordentliche

noch eine ordentliche K�ndigung aus personen-

bedingten Gr�nden. Der Entzug einer zus�tzlich

vom Arbeitgeber zum F�hrerschein erteilten „be-

trieblichen Fahrerlaubnis“ steht nicht dem Verlust

einer gesetzlichen Fahrerlaubnis gleich, da ihre

Erteilung und ihr Entzug nach vom Arbeitgeber

selbst erstellten Regeln erfolgt. Ansonsten h�tte

es der Arbeitgeber in der Hand, sich selbst K�ndi-

gungsgr�nde zu schaffen und die Regelungen

zur verhaltensbedingten K�ndigung bei Arbeits-

vertragspflichtverletzungen zu umgehen.
(PM BAG vom 5.6.2008)

BAG: Prozessstandschaft f�r die

Bundesagentur f�r Arbeit

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

19.3.2008 – 5 AZR 432/07 – wie folgt: Hat die

Bundesagentur f�r Arbeit Arbeitslosengeld an ei-

nen Arbeitnehmer gezahlt, kann sie ihn erm�chti-

gen, die auf sie �bergegangenen Verg�tungsan-

spr�che im eigenen Namen einzuklagen (Zah-

lung an die Bundesagentur). Das schutzw�rdige

Interesse des Arbeitnehmers f�r eine solche ge-

willk�rte Prozessstandschaft folgt aus der Verbes-

serung seiner Rechtsstellung im Hinblick auf die

M�glichkeit, l�nger oder fr�her wieder Arbeitslo-

sengeld beziehen zu k�nnen. Der Arbeitnehmer

ist zwar nicht verpflichtet, sich auf eine Prozess-

f�hrung einzulassen. Er handelt aber auf eigenes

Risiko, wenn er die Chance einer Realisierung der

Verg�tungsanspr�che zugunsten der Bundes-

agentur ungenutzt l�sst.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1337-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: K�ndigung eines Arbeitsverh�ltnisses

mit ausl�ndischem Arbeitgeber

Das BAG entschied in seinemUrteil vom 17.1.2008

–2AZR902/06–wie folgt:DasK�ndigungsschutz-

gesetz gilt – vorbehaltlich von Sonderregelungen

des Gemeinschaftsrechts – nur f�r Betriebe, die im

Gebiet der Bundesrepublik Deutschland die Vo-

raussetzungen des § 23 Abs. 1 S. 2 KSchG erf�llen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1337-2

unterwww.betriebs-berater.de
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